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Gremienwahlordnung (Satzung)  

für die Hochschule Flensburg  

Vom 25. November 2016 

 

Aufgrund § 17 des Hochschulgesetzes (HSG) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom) 

5. Februar 2016 (GVOBL Schl. H. S 39), zuletzt 

geändert am 10. Juni 2016 (GVOBl. Schl.-H. 

S. 342) wird nach Beschlussfassung durch 

den Senat der Hochschule Flensburg vom 

25. November 2016 folgende Wahlordnung 

(Satzung) erlassen: 

 

 

 

Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

Diese Wahlordnung gilt für die Wahlen der 

Vertreterinnen und Vertreter der 

Mitgliedergruppen im Erweiterten Senat und 

in den Fachbereichskonventen der 

Hochschule Flensburg. 

Des Weiteren gilt sie für die Wahl der 

Dekaninnen oder der Dekane, der 

Prodekaninnen oder der Prodekane, der 

Gleichstellungsbeauftragten und der oder des 

Beauftragten für Diversität. 

 

 

Zweiter Abschnitt – Wahlen zum, Erweiterten 

Senat und den Fachbereichskonventen  

 

§ 2 

Wahlberechtigung, Wählbarkeit 

(1) Jedes Mitglied gem. § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 

4 HSG ist aktiv und passiv 

wahlberechtigt. Abweichend von Satz 1 

ruht das aktive und passive Wahlrecht 

der Präsidentin oder des Präsidenten 

während der Dauer ihrer oder seiner 

Amtszeit. Honorarprofessoren, Honorar-

professorinnen, Ehrenbürger, Ehren-

bürgerinnen, Ehrensenatoren und Eh-

rensenatorinnen sind nicht wahlbe-

rechtigt und wählbar. Lehrbeauftragte 

sind nur wahlberechtigt und wählbar, 

wenn sie Mitglieder der Hochschule 

gemäß § 2 Abs. 3 Nr. 2 dieser 

Wahlordnung sind. 

 

(2) Wählen kann nur, wer im Wählerver-

zeichnis aufgeführt ist. 

 

(3) Gewählt wird in Wahlgruppen. Dabei 

bilden jeweils eine Wahlgruppe: 

 

1. die Professorinnen und Professoren, 

(Mitgliedergruppe der 

Hochschullehrerrinnen und 

Hochschullehrer) 

 

2. die wissenschaftlichen und künstle-

rischen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter, die Lehrkräfte für 

besondere Aufgaben sowie Lehr-

beauftragte, die sich länger als zwei 

Jahre mit mindestens  vier 

Lehrverpflichtungsstunden an der 

Lehre der Hochschule beteiligen und 

die weder Mitglieder einer anderen 

Hochschule sind, noch hauptberuflich 

eine andere Tätigkeit wahrnehmen, 

(Mitgliedergruppe des 

wissenschaftlichen Dienstes)  

 

3. die Studierenden, wissenschaftlichen 

Hilfskräfte und Doktorandinnen und 

Doktoranden,, die keiner der übrigen 

Mitgliedergruppen angehören 

(Mitgliedergruppe der Studierenden) 

 

4. die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

in Technik und Verwaltung 

(Mitgliedergruppe Technik und 

Verwaltung) 

 

(4) Jede Wahlberechtigte oder jeder Wahl-

berechtigte ist nur in einer Wahlgruppe 

wahlberechtigt. Wer mehreren Wahl-

gruppen angehört, hat das Wahlrecht in 

derjenigen, die in Absatz 3 zuerst 

genannt ist. 

 

(5) Bei den Wahlen der Vertreterinnen und 

Vertreter der Fachbereichskonvente 

können die Mitglieder der in Absatz 3 Nr. 

2-4 dieser Wahlordnung genannten 

Wahlgruppen ihr Wahlrecht nur in 

einem Fachbereich, und zwar in 

demjenigen ausüben, in welchem die 

Wahlberechtigte oder der Wahlberech-

tigte überwiegend tätig ist. Soweit eine 

Mitgliedschaft in mehreren Fachberei-
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chen in betracht kommt, entscheidet das 

Präsidium unter Berücksichtigung des 

fachlichen Schwerpunktes allgemein 

oder im Einzelfall über die Zuordnung, § 

28 Absatz 2 Satz 3 HSG bleibt unberührt. 

Bei Studierenden ist für die Zuordnung 

der bei der Einschreibung festgelegte 

Studiengang maßgeblich. 

 

(6) Wahlbereiche werden nicht gebildet. 

 

 

§ 3 

Wahlrechtsgrundsätze 

(1) Die Gremien werden durch Briefwahl in 

allgemeiner, gleicher, freier und 

geheimer Wahl nach den Grundsätzen 

der personalisierten Verhältniswahl und 

unmittelbar gewählt. 

 

(2) Frauen und Männer sollen bei der Wahl 

der Gremien zu gleichen Teilen berück-

sichtigt werden. 

 

(3) Hat eine Gruppe nicht mehr Angehörige, 

als Vertreterinnen oder Vertreter zu wäh-

len sind, werden alle Angehörigen ohne 

Wahl Mitglieder des Gremiums. Ein Gre-

mium ist auch dann rechtmäßig zusam-

mengesetzt, wenn Angehörige einer 

Gruppe, die darin vertreten sein soll, 

nicht oder nicht in ausreichender Zahl 

vorhanden sind. 

 

(4) Es wird mit Listen gewählt, auf denen die 

Namen der kandidierenden Ver-

treterinnen und Vertreter (Bewerberin-

nen und Bewerber) mit ihren jeweiligen 

Ersatzvertreterinnen und Ersatzver-

tretern (Ersatzbewerberinnen und Er-

satzbewerber) aufgeführt sind. Einzel-

bewerberinnen und Einzelbewerber 

gelten als Listenvorschlag. 

 

(5) Die Wählerin oder der Wähler kann ihre 

oder seine Stimme Bewerberinnen bzw. 

Bewerbern verschiedener Listen geben. 

 

(6) Jede Wahlberechtigte, jeder Wahlberech-

tigte hat so viele Stimmen, wie für ihre 

bzw. seine Gruppe in das jeweilige 

Gremium Vertreterinnen und Vertreter 

zu wählen sind. Stimmenhäufung ist 

unzulässig. Bei Stimmenhäufung wird 

nur eine Stimme als abgegeben 

angerechnet. Jede Stimme wird 

gleichzeitig für die Vertreterin oder den 

Vertreter und die Ersatzvertreterin oder 

dem Ersatzvertreter abgegeben. 

 

(7) Die auf die einzelnen Vorschlagslisten 

entfallenden Sitze werden nach dem 

Sainte-Lagué Höchstzahlenverfahren  

ermittelt. Bei gleichen Höchstzahlen ent-

scheidet das von der Wahlleiterin bzw. 

dem Wahlleiter zu ziehende Los. Enthält 

eine Liste weniger Bewerberinnen oder 

Bewerber, als ihr an Sitzen zustehen 

würde, so fallen die überschüssigen Sitze 

den übrigen Listen in der Reihenfolge der 

nächsten Höchstzahlen zu. 

 

(8) Innerhalb der Listen werden die Sitze 

nach der Reihenfolge der erreichten 

Stimmenzahlen auf die Bewerberinnen 

und Bewerber mit ihren jeweiligen Er-

satzbewerberinnen und Ersatzbewerber 

verteilt. Bei gleicher Stimmenzahl 

entscheidet die Reihenfolge auf der Liste. 

 

(9) Die auf einer Liste nach der Sitzvertei-

lung nicht berücksichtigten Bewerbe-

rinnen und Bewerber werden in der 

Reihenfolge ihrer Platzierung auf der 

Liste zusammen mit der jeweiligen Er-

satzbewerberin bzw. dem Ersatzbe-

werber als Ersatzmitglied festgestellt. 

 

 

§ 4 

Wahlzeit 

Die Wahlzeit der Mitglieder in den Gremien 

beträgt für Studierende ein Jahr, für alle 

übrigen Mitglieder zwei Jahre. 

 

 

§ 5 

Wahlorgane 

(1) Wahlorgane sind die Wahlleiterin oder 

der Wahlleiter, der Wahlausschuss und 

der Wahlprüfungsausschuss. Mitglieder 

dieser Organe dürfen nicht 

Wahlbewerberinnen oder Wahlbewerber 

sein. 
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(2) Die Wahlorgane sind zu unparteiischer 

und gewissenhafter Erfüllung der ihnen 

obliegenden Aufgaben verpflichtet. 

 

 

§ 6 

Wahlleiterin, Wahlleiter 

(1) Die Kanzlerin oder der Kanzler ist Wahl-

leiterin bzw. Wahlleiter; sie oder er 

bestellt eine Stellvertreterin bzw. einen 

Stellvertreter. 

 

(2) Die Wahlleiterin bzw. der Wahlleiter  

sichert die technische Vorbereitung der 

Wahl. Sie oder er nimmt an den 

Sitzungen des Wahlausschusses mit 

beratender Stimme teil und führt dessen 

Beschlüsse aus. 

 

 

§ 7 

Wahlausschuss 

(1) Dem Wahlausschuss obliegt die Gesamt-

aufsicht über die Wahlen. 

 

(2) Der Wahlausschuss besteht aus Mitglie-

dern der Hochschule und setzt sich 

zusammen aus der oder dem Vorsitzen-

den und zwei Beisitzerinnen oder Beisit-

zern. Für jedes Mitglied ist eine 

Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu 

bestellen. 

 

(3) Die Mitglieder des Wahlausschusses und 

derer Stellvertreterinnen oder Stellvertre-

ter sowie eine Schriftführerin oder ein 

Schriftführer sind spätestens am 42. 

Tage vor dem Stichtag (§ 10) auf 

Vorschlag der Wahlleiterin oder des 

Wahlleiters vom Senat zu bestellen. § 9 

Satz 2 gilt entsprechend. 

 

(4) Der Wahlausschuss beschließt mit ein-

facher Mehrheit seine Mitglieder. 

 

 

§ 8 

Wahlprüfungsausschuss 

(1) Dem Wahlprüfungsausschuss obliegt die 

Wahlprüfung, insbesondere entscheidet 

er über Wahlanfechtungen nach 

Feststellung des Wahlergebnisses. 

 

(2) Der Wahlprüfungsausschuss besteht aus 

fünf Mitgliedern der Hochschule. 

 

(3) Zu den Mitgliedern des Wahlprüfungs-

ausschusses können weder Wahlbe-

werberinnen bzw. Wahlbewerber noch 

Mitglieder von anderen Wahlorganen 

bestellt werden. 

 

(4) Der Wahlprüfungsausschuss ist vom 

Senat spätestens am 15. Tage vor dem 

Stichtag zu bestellen. § 9 Satz 2 gilt ent-

sprechend. 

 

 

§ 9 

Wahlhelferinnen, Wahlhelfer 

Die für die Vorbereitung und Durchführung 

der Wahlen erforderlichen Wahlhelferinnen 

und Wahlhelfer werden von der Wahlleiterin 

oder dem Wahlleiter bestellt. Die zu den 

Wahlhelferinnen oder Wahlhelfern bestellten 

Mitglieder der Hochschule sind zur 

Übernahme dieser ehrenamtlichen Tätigkeit 

verpflichtet, es sei denn, dass wichtige 

Gründe entgegenstehen. 

 

 

§ 10 

Wahlamt 

Das Wahlamt ist das Büro der Wahlleiterin 

oder des Wahlleiters. 

 

 

§ 11 

Stichtag 

(1) Der Stichtag ist der Tag, an dem der 

Wahlbrief spätestens bei der Wahllei-

terin oder dem Wahlleiter eingegangen 

sein muss. 

 

(2) Der Stichtag muss in der Vorlesungszeit 

liegen. 

 

(3) Der Stichtag wird von der Wahlleiterin 

bzw. dem Wahlleiter bestimmt. 

 

§ 12 

Wahlbekanntmachung 
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(1) Die Wahlleiterin bzw. der Wahlleiter gibt 

den Zeitpunkt der Wahlen spätestens am 

42. Tage vor dem Stichtag bekannt. Die 

Bekanntmachung ist am Anschlagbrett 

des Präsidiums auszuhängen sowie im 

Intranet der Hochschule Flensburg 

einzustellen. 

 

 

(2) Die Bekanntmachung muss enthalten: 

 

1. den Hinweis, dass die Wahl durch 

Briefwahl erfolgt und dass nur mit 

amtlichen Stimmzetteln und 

Wahlumschlägen gewählt werden 

darf; 

 

2. den Stichtag unter Angabe der Uhrzeit 

für den Schluss der Stimmabgabe; 

einen Hinweis darauf, dass die 

Stimmabgabe im Wahlamt und durch 

den Einwurf des Wahl-

briefumschlages in die für die Stimm-

abgabe aufgestellten Urnen erfolgen 

kann; 

 

3. die Zahl der von jeder Gruppe zu wäh-

lenden Vertreterinnen bzw. Vertreter 

und Ersatzvertreterinnen bzw. Ersatz-

vertreter; 

 

4. einen Hinweis darauf, dass nur 

wählen kann, wer im 

Wählerverzeichnis aufgeführt ist; 

 

5. einen Hinweis auf Ort und Zeit der 

Auslegung des Wählerverzeichnisses; 

 

6. einen Hinweis darauf, dass eine 

Wahlberechtigte bzw. ein 

Wahlberechtigter nur in einer Wahl-

gruppe, bei Fachbereichswahlen nur 

in einem Fachbereich wahlberechtigt 

ist; 

 

7. die Aufforderung, spätestens am 31. 

Tage vor dem Stichtag bis 13.00 Uhr 

mittels amtlicher Formulare Wahlvor-

schläge bei der Wahlleiterin bzw. dem 

Wahlleiter einzureichen; 

 

8. einen Hinweis auf Ort und Zeit der 

Ausgabe von amtlichen Formularen 

für die Abgabe von Wahlvorschlägen; 

 

9. einen Hinweis darauf, dass alle 

Wahlberechtigten, die bis zum 10. Tag 

vor dem Stichtag keine bzw. unvoll-

ständige oder unrichtige Wahlunterla-

gen erhalten haben, bei der Wahlleite-

rin bzw. dem Wahlleiter bis zum 8. 

Tag vor dem Stichtag Ersatzwahlun-

terlagen beantragen können. 

 

§ 13 

Wählerverzeichnis 

(1) Alle Wahlberechtigten  sind in ein 

Wählerverzeichnis einzutragen, das 

nach Wahlgruppen und nach Fachbe-

reichen gegliedert ist. 

 

(2) Das Wählerverzeichnis muss Spalten für 

folgende Angaben haben: 

 

1. laufende Nummer, 

 

2. Familienname, Vorname, 

 

3. , 

 

4. ggf. Matrikelnummer, 

 

5. Wahlgruppe, 

 

6. Fachbereichszugehörigkeit, 

 

7. Bemerkungen 

 

(3) Das Wählerverzeichnis ist am Tage vor 

der Auslegung vorläufig abzuschließen 

und am Schluss der Eintragungen unter 

Angabe von Datum und Uhrzeit durch 

Unterschrift der Wahlleiterin bzw. des 

Wahlleiters zu beurkunden. 

 

(4) Das Wählerverzeichnis ist vom 38. bis 

zum 24. Tag vor dem Stichtag während 

der Dienststunden im Wahlamt zur Ein-

sichtnahme durch die Mitglieder der 

Hochschule auszulegen. 

 

(5) Jedes Mitglied der Hochschule, das das 

Wählerverzeichnis für unrichtig oder 

unvollständig hält, kann während der 
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Dauer der Auslegung dessen Be-

richtigung beantragen. Es hat die er-

forderlichen Beweise beizubringen, 

sofern die behaupteten Tatsachen nicht 

amtsbekannt oder offenkundig sind. 

Während der Dauer der Auslegung kann 

das Wählerverzeichnis auch von Amts 

wegen berichtigt oder ergänzt werden. 

 

(6) Über die Berichtigung entscheidet die 

Wahlleiterin bzw. der Wahlleiter; sie ist 

im Verzeichnis zu beurkunden. Den 

Betroffenen soll vor der Entscheidung  

Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 

werden. Beschwerde gegen die 

Entscheidung der Wahlleiterin bzw. des 

Wahlleiters kann bis zum 20. Tag vor 

dem Stichtag beim Wahlausschuss 

eingelegt werden. Der Wahlausschuss 

hat über Beschwerden unverzüglich zu 

entscheiden. 

 

(7) Am 10. Tag vor dem Stichtag ist das 

Wählerverzeichnis unter Berücksich-

tigung der im Berichtigungsverfahren 

ergangenen Entscheidungen endgültig 

abzuschließen. Dabei ist die Zahl der 

eingetragenen Wahlberechtigten 

festzustellen und das endgültige 

Wählerverzeichnis unter Angabe von 

Datum und Uhrzeit durch Unterschrift 

der Wahlleiterin bzw. des Wahlleiters zu 

beurkunden. 

 

 

§ 14 

Wahlvorschläge 

(1) Jeder Wahlvorschlag ist nach Geschlech-

tern zu trennen und soll mindestens so 

viele Bewerberinnen und Bewerber ent-

halten, wie erforderlich sind, um die 

anteilige Verteilung der Sitze in den 

Gremien auf Frauen und Männer zu 

erreichen. 

 

(2) Bei Wahlen der Vertreterinnen und 

Vertreter der Fachbereichskonvente 

kann das Vorschlagsrecht nur für 

Vertreterinnen und Vertreter im Konvent 

desjenigen Fachbereichs ausgeübt wer-

den, in dem die Kandidatin oder der 

Kandidat und die Vorschlagende oder 

der Vorschlagende selbst wahlberechtigt 

sind. 

 

(3) Die Vorschlagenden haben den Vor-

schlag zu unterzeichnen. 

 

(4) Wahlberechtigte dürfen nicht mehrfach 

als Bewerberin bzw. Bewerber oder 

gleichzeitig als Bewerberin und Er-

satzbewerberin bzw. als Bewerber und 

Ersatzbewerber für die Wahl in dasselbe 

Gremium kandidieren. Wahlberechtigte 

dürfen als Ersatzvertreterin bzw. Er-

satzvertreter für mehrere Vertreterinnen 

oder Vertreter desselben Gremiums nur 

kandidieren, wenn die Zahl der 

Wahlberechtigten weniger als das 

Doppelte der Zahl der von ihnen zu 

wählenden Vertreterinnen bzw. Vertreter 

beträgt. 

 

(5) Der Wahlvorschlag ist für jede Be-

werberin bzw. jeden Bewerber mit dem 

Vorschlag für eine Ersatzbewerberin 

bzw. einen Ersatzbewerber zu verbinden 

und muss folgende Angaben enthalten: 

 

1. Familienname, 

 

2. Vorname 

 

3. ggf. Fachbereichszugehörigkeit 

 

4. ggf. Amts- oder Dienstbezeichnung, 

bei Studierenden Matrikelnummer 

und Studienrichtung 

 

Die Bewerberinnen und Bewerber 

müssen ihr Einverständnis zu dem 

Wahlvorschlag schriftlich erklären. 

 

(6) Der Listenvorschlag soll durch eine 

besondere Bezeichnung gekennzeichnet 

werden. Fehlt eine Bezeichnung der 

Liste, so erhält der Wahlvorschlag den 

Namen des zuerst genannten 

kandidierenden Mitglieds. Die Namen 

der kandidierenden Mitglieder müssen 

in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt 

sein. Fehlt eine erkennbare Reihenfolge, 

so gilt die alphabetische Reihenfolge der 

Familiennamen und bei gleichem 

Familiennamen die der Vornamen. 
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§ 15 

Abgabe von Wahlvorschlägen 

(1) Die Wahlvorschläge müssen spätestens 

am 31. Tag vor dem Stichtag bis 13.00 

Uhr bei der Wahlleiterin bzw. dem Wahl-

leiter eingegangen sein. Die Wahlleiterin 

bzw. der Wahlleiter vermerkt auf jedem 

Wahlvorschlag Tag und am letzten Tag 

der Einreichungsfrist auch Uhrzeit des 

Eingangs. Über den Eingang eines Wahl-

vorschlages wird auf Verlangen eine 

Bestätigung ausgestellt. 

 

(2) Eingegangene Wahlvorschläge werden 

unverzüglich geprüft, ob sie den 

Erfordernissen der Wahlordnung ent-

sprechen. Mangelhafte Vorschläge 

werden unter Hinweis auf die Mängel 

unverzüglich den Vorschlagenden zu-

rückgegeben. Beanstandete Wahlvor-

schläge können bis zum 24. Tag vor dem 

Stichtag nach Behebung der Mängel 

erneut eingereicht werden. 

 

(3) Die Zurücknahme von Wahlvorschlägen 

ist nur bis zum 24. Tag vor dem Stichtag 

zulässig. 

 

 

§ 16 

Vorläufige Gesamtliste der Kandidatinnen 

und Kandidaten 

Die Wahlleiterin bzw. der Wahlleiter erstellt 

unverzüglich nach Ablauf der Abgabefrist für 

Wahlvorschläge (31. Tag) eine vorläufige Ge-

samtliste der Wahllisten, und zwar getrennt 

nach Gremien, Wahlgruppen und Fachberei-

chen. Bei den Wahllisten sind die Namen 

sämtlicher Kandidatinnen und Kandidaten 

aufzuführen. Diese Aufstellungen sind bei 

der Wahlleiterin bzw. dem Wahlleiter vom 30. 

bis zum 24. Tag vor dem Stichtag zur 

Einsichtnahme durch die Wahlberechtigten 

auszulegen. 

 

 

§ 17 

Beschlussfassung über die Wahlvorschläge 

(1) Unverzüglich nach Ablauf der 

Abgabefrist für beanstandete 

Wahlvorschläge (24. Tag) entscheidet 

der Wahlausschuss über die Gültigkeit 

der Zulassung der eingereichten 

Wahlvorschläge. 

 

(2) Ungültig sind Wahlvorschläge, 

 

1. die verspätet eingegangen sind, 

 

2. die einen Vorbehalt oder eine Bedin-

gung enthalten, 

 

3. die den Anforderungen dieser Wahl-

ordnung nicht entsprechen, 

 

4. insoweit, als keine schriftliche Einver-

ständniserklärung einzelner Kandida-

tinnen bzw. Kandidaten  vorliegt, 

 

5. insoweit, als sie nicht wählbare 

Kandidatinnen und Kandidaten 

benennen. 

 

Fehlt eine Einverständniserklärung nur 

der Ersatzbewerberin bzw. des 

Ersatzbewerbers oder ist nur die 

Ersatzbewerberin bzw. der 

Ersatzbewerber nicht wählbar, so ist der 

Wahlvorschlag auch hinsichtlich der 

Bewerberin bzw. des Bewerbers ungültig. 

 

(3) Sind Wahllisten zurückgewiesen worden, 

so ist diese Entscheidung unter Angabe 

der Gründe den Vorschlagenden unver-

züglich mitzuteilen. 

 

 

§ 18 

Bekanntmachung der Wahlvorschläge 

(1) Spätestens am 15. Tag vor dem Stichtag 

erstellt die Wahlleiterin bzw. der Wahllei-

ter aufgrund der zugelassenen Wahlvor-

schläge eine Gesamtliste der Wahllisten. 

§ 15 Satz 2 gilt entsprechend. Die Listen-

vorschläge werden alphabetisch 

geordnet. Enthält eine Liste keine 

besondere Bezeichnung, erfolgt die 

alphabetische Einordnung nach den 

Namen der die Liste anzuführenden 

Bewerberin bzw. Bewerbers. Die Wahl-

leiterin bzw. der Wahlleiter legt durch 

das Los jeweils fest, mit welchem 

Buchstaben des Alphabets die Ge-
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samtliste der zugelassenen Wahlvor-

schläge beginnt. 

 

(2) Die Liste ist nach Gremien und innerhalb 

dieser nach Wahlgruppen und 

Wahlbereichen zu gliedern. Die 

Wahlleiterin bzw. der Wahlleiter gibt 

diese Liste am Anschlagbrett des 

Präsidiums sowie im Intranet der 

Hochschule bekannt. In der 

Bekanntmachung ist darauf hinzuwei-

sen, dass nur solche Wahllisten, 

Kandidatinnen und Kandidaten gewählt 

werden dürfen, die in die bekannt 

gemachte Gesamtliste aufgenommen 

worden sind. 

 

§ 19 

Wahlveranstaltungen 

(1) Die Kandidatinnen und Kandidaten 

können sich gruppenweise in 

Wahlveranstaltungen vorstellen. 

 

(2) Soweit die Vorstellung in den 

Wahlveranstaltungen erfolgt, wird durch 

das Wahlamt sichergestellt, dass für die 

Wahlveranstaltungen geeignete Räume 

zur Verfügung stehen und Ort und 

Zeitpunkt der Veranstaltung rechtzeitig 

bekannt gegeben werden. 

 

 

§ 20 

Wahlunterlagen 

(1) Alle Wahlberechtigten erhalten: 

 

1. den Wahlschein mit der 

vorformulierten eidesstattlichen 

Versicherung, 

 

2. den Stimmzettel, 

 

3. den Wahlumschlag, 

 

4. den Wahlbriefumschlag 

 

(2) Die für den Senat und die Fachbereichs-

konvente und innerhalb jedes Gremiums 

für die Wahlberechtigten jeder Wahl-

gruppe getrennt zu erstellenden Stimm-

zettel enthalten die zugelassenen Wahl-

listen der jeweiligen Gruppe unter 

Angabe des Familien- und des 

Vornamens sowie. ggf. der 

Studienrichtung und ferner die Be-

zeichnung gemäß § 13 Abs. 5. 

 

(3) Der Wahlumschlag und der Wahlbrief-

umschlag sollen durch die Verwendung 

verschiedener Farben gekennzeichnet 

sein. 

 

(4) Den Wahlunterlagen ist ein Merkblatt 

zuzufügen, das die Wahlberechtigten 

über Einzelheiten des Wahlvorganges 

unterrichtet. 

 

(5) Soweit nichts Näheres bestimmt ist, ent-

scheidet die Wahlleiterin bzw. der Wahl-

leiter ggf. unter Berücksichtigung der 

durch die elektronische 

Datenverarbeitung gesetzten 

Bedingungen über die Gestaltung der 

Wahlunterlagen. 

 

 

§ 21 

Aushändigung der Wahlunterlagen 

Die Wahlunterlagen sind unmittelbar an die 

Wahlberechtigten spätestens 5 Tage vor dem 

Stichtag auszuhändigen. Soweit die Wahl-

berechtigten eine Dienstadresse haben, 

erfolgt die Versendung an diese. Der 

Wahlausschuss kann entscheiden, dass die 

nicht ausgehändigten Wahlunterlagen mit 

der Post versandt werden. 

 

 

§ 22 

Verlust von Wahlunterlagen 

Wahlberechtigte, die keine bzw. 

unvollständige Wahlunterlagen erhalten 

haben oder denen die Wahlunterlagen 

abhanden gekommen sind, können bei der 

Wahlleiterin bzw. beim Wahlleiter bis zum 

3. Tag vor dem Stichtag Ersatzwahl-

unterlagen beantragen. 

 

 

§ 23 

Wahlhandlung 

(1) Die Wahlberechtigten kennzeichnen den 

Stimmzettel persönlich und geheim, 

legen ihn in den Wahlumschlag und 
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verschließen diesen. Der verschlossene 

Wahlumschlag und der Wahlschein mit 

der eigenhändig unterschriebenen 

eidesstattlichen Versicherung sind 

getrennt in den Wahlbriefumschlag zu 

legen, dieser zu verschließen und der 

Wahlbrief ist an die auf dem Wahlbrief-

umschlag aufgedruckte Adresse zu 

senden. Ist eine solche Adresse nicht 

angegeben. so ist der Wahlbrief in die für 

die Stimmenabgabe aufgestellten 

Wahlurnen zu werfen oder an die 

Wahlleiterin bzw. den Wahlleiter zu 

senden oder dort abzugeben. 

 

(2) Die Stimmabgabe gilt als rechtzeitig 

erfolgt, wenn der Wahlbrief der 

Wahlleiterin bzw. dem Wahlleiter oder 

der von dieser bzw. diesem bezeichneten 

Stelle spätestens am Stichtag bis 13.00 

Uhr zugegangen ist. 

 

(3) Bis zum Stichtag, 13.00 Uhr, sind alle 

eingegangenen Wahlbriefe nach 

Weisung des Wahlausschusses 

verschlossen und sicher aufzubewahren. 

 

(4) Auf verspätet eingegangenen 

Wahlbriefen ist der Zeitpunkt des 

Eingangs zu vermerken. Diese 

ungeöffneten Wahlbriefe werden 

ungeöffnet verpackt und bis zur Ver-

nichtung der Wahlunterlagen aufbe-

wahrt. 

 

 

§ 24 

Beginn der Ermittlung des Wahlergebnisses 

und Öffentlichkeit 

(1) Das Wahlergebnis wird unter Aufsicht 

des Wahlausschusses von den 

Wahlhelferinnen und Wahlhelfern 

unverzüglich nach Ablauf der Frist für 

die Stimmabgabe ermittelt. 

 

(2) Die Ermittlung, die Auszählung und Fest-

stellung des Wahlergebnisses sind hoch-

schulöffentlich. Die Stimmen können 

per Hand oder durch elektronische 

Datenverarbeitung ausgezählt werden. 

Die Stimmenauszählung erfolgt unter 

Aufsicht des Wahlausschusses, sie ist im 

Falle der elektronischen 

Datenverarbeitung nicht öffentlich. 

 

 

§ 25 

Auszählung 

(1) Die Wahlhelferinnen und Wahlhelfer 

öffnen rechtzeitig eingegangene Wahl-

briefe einzeln und entnehmen ihnen den 

Wahlschein und den Wahlumschlag. Die 

Wahlscheine werden mit den Eintragun-

gen im Wählerverzeichnis verglichen. 

Soweit sich keine Beanstandung nach 

Absatz 3 dieser Vorschrift ergeben, 

werden die Wahlumschläge ungeöffnet 

in Urnen gelegt. Die Wahlscheine 

werden gesammelt. 

 

(2) Nachdem der letzte Wahlumschlag in 

die Urne gelegt ist, erfolgt die 

Auszählung der Stimmen unter Leitung 

der Wahlleiterin bzw. des Wahlleiters 

nach dem vom Wahlausschuss zu 

regelnden Verfahren. 

 

(3) Wahlbriefe sind ungültig, wenn 

 

1. der Wahlbrief nicht als amtlich erkenn-

bar ist, 

 

2. der Wahlbrief verspätet eingegangen 

ist, 

 

3. der Wahlbrief leer ist, 

 

4. dem Wahlumschlag kein gültiger 

Wahlschein beigefügt ist oder auf dem 

Wahlschein die eidesstattliche 

Versicherung nicht oder nicht ord-

nungsgemäß abgegeben worden ist, 

 

5. die Wählerin oder der Wähler nicht im 

Wählerverzeichnis eingetragen ist, 

 

6. bereits ein Wahlbrief derselben 

Wählerin oder desselben Wählers 

vorliegt, 

 

7. der Stimmzettel nicht in einen amt-

lichen Wahlumschlag gelegt oder 

dieser mit einem Kennzeichen ver-

sehen ist, 
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8. weder Wahlbrief noch der Wahlum-

schlag verschlossen ist. 

 

(4) Wahlumschläge sind ungültig, wenn 

 

1. der Wahlumschlag als nicht amtlich er-

kennbar ist, 

 

2. der Umschlag leer ist, 

 

3. mehrere Stimmzettel im Umschlag 

sind. 

 

(5) Die den Wahlumschlägen entnommenen 

Stimmzettel sind ungültig, wenn sie 

 

1. als nicht amtlich erkennbar sind, 

 

2. keine Kandidatin oder Kandidaten 

kennzeichnen, 

 

3. mehr Stimmen enthalten, als Vertrete-

rinnen bzw. Vertreter der Wahlgruppe 

zu wählen sind, 

 

4. einen Vermerk oder Zusatz enthalten. 

 

Vermerke oder Zusätze, die weder die 

Ernsthaftigkeit der Teilnahme an der 

Wahl noch die Eindeutigkeit des 

Wählerwillens berühren, führen nicht 

zur Ungültigkeit des Stimmzettels. 

Stimmen, bei denen nicht erkennbar ist, 

für welche Bewerberin bzw. welchen 

Bewerber sie abgegeben sind, sind 

ungültig. Ungültig sind nur die Stimmen, 

hinsichtlich derer dieser Mangel vorliegt. 

 

Stimmt die Gremienbezeichnung auf 

dem Wahlumschlag nicht mit dem 

Wahlschein für dieses Gremium überein, 

so gilt der in diesem Wahlumschlag 

enthaltene Stimmzettel als ungültig. 

Mehrere in einem Wahlumschlag 

enthaltene Stimmzettel gelten als ein 

ungültiger Stimmzettel. 

 

(6) Ungültige Wahlbriefe, Wahlumschläge 

und Stimmzettel werden von den 

restlichen Wahlunterlagen gesondert 

aufbewahrt. 

 

 

§ 26 

Sitzverteilung und Feststellung des 

vorläufigen Wahlergebnisses 

(1) Der Wahlausschuss stellt die Zahl der für 

jede Wahlliste und jede Bewerberin und 

jeden Bewerber innerhalb der Wahlliste 

abgegebenen gültigen Stimmen fest. 

Zusätzlich stellt der Wahlausschuss die 

Zahl der gültigen und ungültigen 

Wahlbriefe und der gültigen und 

ungültigen Stimmzettel fest.  

 

(2) Über den Verlauf der Auszählung sowie 

über die Ermittlung des Wahlergebnisses 

ist eine Niederschrift anzufertigen, aus 

der alle für die Auszählung und die 

Ermittlung des Wahlergebnisses 

wesentlichen Umstände hervorgehoben 

werden müssen. Die Niederschrift hat in 

jedem Fall zu enthalten: 

 

1. die Bezeichnung der Wahl, 

 

2. Namen und Funktion der Mitglieder 

des Wahlausschusses, die Namen der 

Schriftführerin bzw. des 

Schriftführers sowie der 

Wahlhelferinnen und Wahlhelfer; 

 

3. Tag, Beginn und Ende der 

Auszählung; 

 

4. die Unterschriften der Vorsitzenden 

bzw. des Vorsitzenden des Wahlaus-

schusses sowie der Schriftführerin 

bzw. des Schriftführers. 

 

Nach Gruppen getrennt: 

 

5. die Zahl der in das Wählerverzeichnis 

eingetragenen Wahlberechtigten; 

 

6. die Gesamtzahl der abgegebenen, 

gültigen und ungültigen Wahlbriefe; 

 

7. die Gesamtzahl der abgegebenen, 

gültigen und ungültigen Wahlum-

schläge; 

 

8. die Gesamtzahl der abgegebenen, 

gültigen und ungültigen Stimmzettel; 
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9. die Zahl der für jede Wahlliste und für 

jeden Einzelbewerber abgegebenen 

gültigen Stimmen; 

 

10. die Verteilung der Sitze auf die einzel-

nen Wahllisten, die Feststellung der 

gewählten Vertreterinnen bzw. Vertre-

ter sowie der Ersatzvertreterinnen 

bzw. Ersatzvertreter und die 

Feststellung der Ersatzmitglieder. 

 

(3) Mit der Unterzeichnung der Wahlnieder-

schrift ist das vorläufige Wahlergebnis 

festgestellt. Hiermit sind die Wahlen 

unbeschadet des § 28 gültig. 

 

 

§ 27 

Bekanntmachung des vorläufigen 

Wahlergebnisses und Wahlannahme 

(1) Die Wahlleiterin bzw. der Wahlleiter gibt 

die Namen der gewählten 

Bewerberinnen und Bewerber bekannt. 

Die Bekanntmachung ist am 

Anschlagbrett des Präsidiums zur 

Verkündung eine Woche auszuhängen 

sowie im Intranet der Hochschule 

einzustellen. Hierbei werden der Tag des 

Anschlags und der Tag der Abnahme 

nicht mitgerechnet. Der Tag des An-

schlags ist beim Anschlag, der Tag der 

Abnahme auf dem veröffentlichten 

Schriftstücks zu vermerken. 

 

Die Bekanntmachung muss enthalten: 

 

1. die Zahl der in das Wählerverzeichnis 

eingetragenen Wahlberechtigten, 

 

2. die Gesamtzahl der abgegebenen, 

gültigen und ungültigen  Wahlbriefe, 

 

3. die Gesamtzahl der abgegebenen, 

gültigen und ungültigen Wahlum-

schläge, 

 

4. die Gesamtzahl der abgegebenen, 

gültigen und ungültigen Stimmzettel 

 

5. die Zahl der für jede Wahlliste und für 

jede Bewerberin bzw. jeden Bewerber 

abgegebenen gültigen Stimmen, 

 

6. die Verteilung der Sitze auf die einzel-

nen Wahllisten, die Feststellung der 

gewählten Vertreterinnen bzw. Vertre-

ter sowie der Ersatzvertreterinnen 

bzw. Ersatzvertreter und die 

Feststellung der Ersatzmitglieder. 

 

(2) Die Wahlleiterin bzw. der Wahlleiter hat 

gleichzeitig mit der Bekanntmachung 

des vorläufigen Wahlergebnisses die Ge-

wählten von ihrer Wahl schriftlich zu be-

nachrichtigen. 

 

(3) Lehnt eine gewählte Vertreterin oder ein 

gewählter Vertreter innerhalb einer 

Woche nach der Benachrichtigung über 

ihre oder seine Wahl diese ab, tritt an 

ihre bzw. seine Stelle ihre Er-

satzvertreterin oder sein Ersatzvertreter; 

lehnt auch diese oder dieser ab, so rückt 

ein Eratzmitglied und dessen 

Ersatzvertreterin oder Ersatzvertreter in 

der feststehenden Reihenfolge nach. 

 

 

§ 28 

Einsprüche gegen die Gültigkeit der Wahl 

(1) Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jedes 

wahlberechtigte Mitglied der Hochschule 

binnen einer Woche nach der Bekannt-

machung des vorläufigen Wahlergebnis-

ses Einspruch erheben. 

 

(2) Der Einspruch ist schriftlich oder zur 

Niederschrift bei der Wahlleiterin bzw. 

dem Wahlleiter zu erheben. Er kann nur 

damit begründet werden, dass wesent-

liche Vorschriften über die Wahlvorberei-

tung, die Sitzverteilung, das Wahlrecht, 

die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren 

verletzt worden sind und der Verstoß 

sich auf die Sitzverteilung ausgewirkt hat 

und dass die Wahl Vertreterinnen oder 

Vertreter betrifft, zu deren Wahl das 

Mitglied wahlberechtigt ist. 

 

 

§ 29 

Entscheidung des Wahlprüfungsausschusses 

(1) Der Wahlprüfungsausschuss hat spätes-

tens innerhalb eines Monats nach Be-

kanntmachung des vorläufigen Wahler-
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gebnisses über die Gültigkeit der Wahl 

sowie über Einsprüche in folgender 

Weise zu entscheiden: 

 

1. War eine Vertreterin, ein Vertreter, 

eine Ersatzvertreterin, ein 

Ersatzvertreter oder ein Ersatzmit-

glied nicht wählbar, so ist ihr bzw. 

sein Ausscheiden anzuordnen. 

 

2. Sind bei der Vorbereitung der Wahl 

oder bei der Wahlhandlung Unregel-

mäßigkeiten vorgekommen, die das 

Wahlergebnis im Einzelfall 

beeinflusst haben können, so ist die 

Wahl der Entscheidung entsprechend 

zu wiederholen. 

 

3. Ist die Feststellung des Wahlergebnis-

ses fehlerhaft, so ist sie aufzuheben 

und eine neue Feststellung anzuord-

nen. 

 

4. Liegt keiner der unter Nr. 1 bis 3 ge-

nannten Fälle vor, so ist die Wahl für 

gültig zu erkennen. 

 

Wird die Wahl für ungültig erklärt ist eine 

Wiederholungswahl durchzuführen. 

 

(2) Das Ergebnis der Wahlprüfung ist als 

endgültiges Wahlergebnis festzustellen 

und am Anschlagbrett des Präsidiums 

sowie im Intranet der Hochschule 

einzustellen. 

(3) Gegen die Entscheidung des 

Wahlprüfungsausschusses findet gemäß 

§ 17 Absatz 4 Satz 2 HSG ein 

Widerspruchsverfahren nicht statt. Es 

steht derjenigen bzw. demjenigen, die 

oder der den Einspruch erhoben hat, und 

derjenigen bzw. demjenigen, deren bzw. 

dessen Wahl für ungültig erklärt ist, 

innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe des Ergebnisses der 

Wahlprüfung die Klage vor den 

Verwaltungsgericht gemäß § 74 

Verwaltungsgerichtsordnung offen. . 

 

 

§ 30 

Wiederholungswahl 

(1) Die Wiederholungswahl findet nach 

denselben Vorschriften, vorbehaltlich 

einer anderen Entscheidung im 

Wahlprüfungsverfahren nach denselben 

Wahlvorschlägen und, wenn seit der 

Hauptwahl noch nicht 6 Monate 

vergangen sind, aufgrund derselben 

Wählerverzeichnisse statt wie die Haupt-

wahl. 

 

(2) Die Wiederholungswahl muss in 

angemessener Frist an dem Zeitpunkt 

stattfinden, an dem die Feststellung der 

Ungültigkeit der Hauptwahl anfechtbar 

geworden ist. Die Wahlleiterin bzw. der 

Wahlleiter bestimmt den Termin der 

Wiederholungswahl. 

 

 

§31 

Ergänzungswahl 

(1) Hat eine Wahlgruppe für ein Organ nach 

§ 1 nicht die ihr zustehenden Sitze 

besetzt, obwohl ihr dies nach der Zahl 

ihrer Mitglieder möglich gewesen wäre, 

so können auf Verlangen des 

Präsidiums, des Erweiterten Senats oder 

des Senats Ergänzungswahlen für den 

Erweiterten Senat, den Senat oder den 

Fachbereichskonvent in der 

entsprechenden Wahlgruppe 

stattfinden.   

 

(2) Für die Ergänzungswahlen gelten 

dieselben Vorschriften wie für die 

Hauptwahl.  

 

 

§ 32 

Ausscheiden von Mitgliedern 

(1) Verliert eine gewählte Vertreterin oder 

ein gewählter Vertreter während der 

Wahlperiode ihre bzw. seine Eigenschaft 

als Mitglied der Hochschule oder ändert 

sich ihre bzw. seine Zugehörigkeit zu 

einem Fachbereich, deren Vertreterin 

oder Vertreter sie bzw. er ist, so erlischt 

ihr bzw. sein Mandat. 

 

(2) Scheidet ein Mitglied aus oder erlischt 

ihr bzw. sein Mandat, so wird das 

Mandat vor ihrer bzw. seiner 
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Ersatzvertreterin oder Ersatzvertreter 

wahrgenommen. Scheidet auch diese 

oder dieser aus oder erlischt ihr bzw. sein 

Mandat, so rückt ein Ersatzmitglied und 

dessen Ersatzvertreterin oder 

Ersatzvertreter in der feststehenden Rei-

henfolge nach. 

 

(3) Ist kein Ersatzmitglied vorhanden, so 

bleibt der Sitz unbesetzt. 

 

(4) Wird eine Ersatzvertreterin bzw. ein 

Ersatzvertreter gem. Absatz 2 Satz 1 

dieser Vorschrift Mitglied eines Organs, 

so erlischt ihr bzw. sein Mandat als 

Ersatzvertreterin bzw. Ersatzvertreter in 

diesem Organ. 
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Dritter Abschnitt – Wahl der Dekanin oder 

des Dekans und der Prodekanin oder des 

Prodekans 

 

 

§ 33 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Die Dekanin oder der Dekan leiten den 

Fachbereich. Für die Wahl der Dekanin 

oder des Dekans sowie der Prodeka-

ninnen oder Prodekane gelten die Vor-

schriften des zweiten Abschnitts dieser 

Wahlordnung sinngemäß, soweit im 

Folgenden nichts anderes bestimmt ist. 

 

(2) Die Wahl der Dekanin oder des Dekans 

und der Prodekaninnen oder Prodekane 

erfolgt in der konstituierenden Sitzung 

des betreffenden Konvents, zu der die 

Konventsmitglieder von der bisherigen 

Dekanin oder dem bisherigen Dekan 

unter Einhaltung der Ladungsfrist von 8 

Tagen einzuladen sind. 

 

(3) In der Wahlsitzung, die von der ausschei-

denden Dekanin oder von dem ausschei-

denden Dekan einzuberufen ist, wählt 

der Konvent aus seiner Mitte eine Wahl-

leiterin bzw. einen Wahlleiter. Die Wahl-

leiterin bzw. der Wahlleiter kann, sofern 

dies für eine ordnungsgemäße 

Durchführung der Wahl erforderlich ist, 

Wahlhelferinnen und Wahlhelfer aus der 

Wahlversammlung bestellen. 

 

 

§ 34 

Wahlrechtsgrundsätze 

(1) Die Dekanin oder der Dekan wird vom 

Fachbereichskonvent aus dem Kreis der 

dem Fachbereich angehörenden Pro-

fessorinnen und Professoren gewählt. 

Die Wahlzeit beträgt zwei Jahre. 

Dekaninnen und Dekane dürfen nicht 

zugleich Vizepräsidentin oder 

Vizepräsident sein.  

Die Prodekanin oder der Prodekan wird 

aus dem Kreis der dem 

Fachbereichskonvent angehörenden 

Professorinnen und Professoren 

gewählt. Die Wahlzeit der Prodekanin 

oder des Prodekans beträgt nach 

Maßgabe der Regelung durch die Fach-

bereichssatzung mindestens zwei und 

höchstens vier Jahre. 

 

(2) Gewählt wird in allgemeiner, gleicher, 

freier und geheimer Wahl in getrennten 

Wahlgängen nach den Grundsätzen der 

Mehrheitswahl durch verdeckte amtliche 

Stimmzettel. 

 

(3) Jede Stimmberechtigte und jeder Stimm-

berechtigte hat eine Stimme. 

 

(4) Gewählt ist, wer die Stimmen der 

Mehrheit der anwesenden 

Konventsmitglieder erhält. Kommt diese 

Mehrheit in zwei Wahlgängen nicht 

zustande, so gilt als gewählt, wer in 

einem dritten Wahlgang die Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen erhält. Kommt 

auch im dritten Wahlgang die er-

forderliche Mehrheit nicht zustanden, ist 

die Sitzung zu beenden und zu einer 

neuen Wahlsitzung einzuberufen. Zu 

dieser kann mit einer Frist von drei 

Tagen geladen werden. 

 

 

§ 35 

Wahlvorschläge 

(1) Gewählt wird aufgrund von Wahlvor-

schlägen. Diese können auch mündlich 

in der Wahlsitzung eingebracht werden. 

 

(2) Vorschlagsberechtigt sind alle Mitglieder 

des Konvents des Fachbereiches. 

 

(3) Vorgeschlagene Kandidatinnen oder 

Kandidaten sind nur wählbar, wenn sie 

zuvor ihre Zustimmung erklärt haben. 

 

(4) Vor Beginn der Wahl ist den 

Wahlberechtigten Gelegenheit zu geben, 

Fragen an die Kandidatinnen und Kandi-

daten zu richten. Die Fragezeit kann be-

grenzt werden. 

 

 

§35a  

Über den Verlauf der Wahl sowie die 

Ermittlung des Wahlergebnisses ist eine 
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Niederschrift anzufertigen und das 

Wahlergebnis bekanntzumachen.  

 

 

§35b 

Die Dekanin oder der Dekan und die 

Prodekanin oder der Prodekan 

übernehmen die Ämter mit Beginn der auf 

die Wahl folgenden Amtsperiode.  

 

 

§ 36 

Ausscheiden 

Scheidet eine Dekanin oder ein Dekan, eine 

Prodekanin oder ein Prodekan vorzeitig aus 

dem Amt, so ist unverzüglich das Verfahren 

zur Wahl mit dem Ziel der Wiederbesetzung 

dieser Stelle einzuleiten. Der Konvent kann 

für den Rest der Amtszeit der 

ausgeschiedenen Dekanin oder des 

ausgeschiedenen Dekans eine Nachfolgerin 

oder einen Nachfolger wählen. 

 

 

Vierter Abschnitt – Wahl der Gleichstellungs-

beauftragten der Hochschule und der Gleich-

stellungsbeauftragten des Fachbereichs 

sowie ihrer Stellvertreterinnen 

 

 

§ 37 

Wahlrechtsgrundsätze, Wahlzeit, 

Wahlkommission 

(1) Gewählt wird in allgemeiner, gleicher, 

freier und geheimer Wahl durch 

verdeckte amtliche Stimmzettel. Alle 

Stimmberechtigten haben in jedem 

Wahlgang eine Stimme. Die Vorschriften 

des zweiten Abschnitts dieser 

Wahlordnung gelten sinngemäß, soweit 

im Folgenden nichts anderes bestimmt 

ist. 

 

(2) Die Wahlzeit der Gleichstellungsbeauf-

tragten der Hochschule beträgt fünf 

Jahre. Die Wahlzeit der Gleichstellungs-

beauftragten des Fachbereichs beträgt 

zwei Jahre. Wiederwahl ist zulässig. 

 

(3) Der Erweiterte Senat und die 

Fachbereiche setzen jeweils eine 

Wahlkommission (auch für die 

Stellvertreterin) zur Erarbeitung eines 

Wahlvorschlags ein. Diese besteht mehr-

heitlich aus Frauen und soll alle Mit-

gliedergruppen repräsentieren. Ihr 

gehört jeweils ein Mitglied des 

Erweiterten Senats  bzw. ein Konvents-

mitglied an. Der Wahlvorschlag soll drei 

Personen umfassen. 

 

 

§ 38 

Wahlberechtigung, Wählbarkeit 

Wahlberechtigt für die Wahl der Gleichstel-

lungsbeauftragten der Hochschule sind alle 

wahlberechtigten Mitglieder des Erweiterten 

Senats, für die Wahl der Gleichstellungs-

beauftragten des Fachbereichs alle Mitglieder 

des Fachbereichskonvents. Gewählt werden 

können nur die von der Wahlkommission des 

Erweiterten Senats bzw. des Fachbereichs 

vorgeschlagenen Bewerberinnen. 

 

 

§ 39 

Wahlbekanntmachung 

Ort und Zeit der Wahl der Gleichstellungsbe-

auftragten der Hochschule werden von der 

Vorsitzenden bzw. dem Vorsitzenden des 

Erweiterten Senats, bei der Wahl der 

Gleichstellungsbeauftragten des 

Fachbereichs von der Dekanin oder dem 

Dekan spätestens vier Wochen vor dem 

Wahlgang festgelegt und hochschulöffentlich 

bekannt gemacht. 

 

 

§ 40 

Wahl 

(1) Gewählt als Gleichstellungsbeauftragte 

der Hochschule ist, wer die Stimmen der 

Mehrheit der wahlberechtigten 

anwesenden Mitglieder des Erweiterten 

Senats erhält. § 32 Abs. 4 Satz 2-4 

gelten entsprechend. 

 

(2) Gewählt als Gleichstellungsbeauftragte 

des Fachbereichs ist, wer die Stimmen 

der Mehrheit der anwesenden 

Fachbereichskonventsmitglieder erhält. 

§ 32 Abs. 4 Satz 2-4 gelten entsprechend. 
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§ 41 

Wahl der Stellvertreterin bzw. Stellvertrete-

rinnen 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte der Hoch-

schule schlägt der Wahlkommission des 

Senats ihre Stellvertreterin bzw. Stell-

vertreterinnen vor.  Die 

Wahlkommission berät den Vorschlag 

und legt ihn dem Erweiterten Senat zur 

Wahl vor. Gewählt ist, wer die Stimmen 

der Mehrheit der anwesenden Mitglieder 

des Erweiterten Senats erhält. § 32 Abs. 4 

Satz 2-4 gelten entsprechend. 

 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte des Fach-

bereichs schlägt der Wahlkommission 

des Fachbereichs ihre Stellvertreterin 

bzw. Stellvertreterinnen vor. Die 

Wahlkommission berät den Vorschlag 

und legt ihn dem Fachbereichskonvent 

zur Wahl vor. Gewählt ist, wer die 

Stimmen der Mehrheit der anwesenden 

Konventsmitglieder erhält. § 32 Abs. 4 

Satz 2-4 gelten entsprechend. 

 

 

§ 42 

Ausscheiden 

Scheidet die Gleichstellungsbeauftragte der 

Hochschule oder die Gleichstellungs-

beauftragte des Fachbereichs aus dem Amt, 

so ist unverzüglich das Verfahren zur Wahl 

mit dem Ziel der Wiederbesetzung dieser 

Stelle einzuleiten. 

 

 

Fünfter Abschnitt – Wahl der oder des 

Beauftragten für Diversität 

 

 

§ 43 

Wahlrechtsgrundsätze, Wahlzeit, 

Wahlkommission 

(1) Gewählt wird in allgemeiner, gleicher, 

freier und geheimer Wahl durch 

verdeckte amtliche Stimmzettel. Alle 

Stimmberechtigten haben in jedem 

Wahlgang eine Stimme. Die 

Vorschriften des zweiten Abschnitts 

dieser Wahlordnung gelten sinngemäß, 

soweit im Folgenden nichts anderes 

bestimmt ist. 

 

(2) Die Wahlzeit der oder des Beauftragten 

für Diversität beträgt drei Jahre.  

 

(3) Der Erweiterte Senat setzt eine 

Wahlkommission zur Erarbeitung eines 

Wahlvorschlags ein. Diese soll alle 

Mitgliedergruppen repräsentieren. Der 

Wahlvorschlag soll drei Personen 

umfassen.  

 

 

§ 44 

Wahlberechtigung, Wählbarkeit 

Wahlberechtigt für die Wahl der oder des 

Beauftragten für Diversität der Hochschule 

sind alle wahlberechtigten Mitglieder des 

Erweiterten Senats. Gewählt werden können 

nur die von der Wahlkommission des 

Erweiterten Senats vorgeschlagenen 

Bewerberinnen und Bewerber. 

 

 

§45 

Wahlbekanntmachung 

Ort und Zeit der Wahl der oder des 

Beauftragten für Diversität der Hochschule 

werden von der Vorsitzenden bzw. dem 

Vorsitzenden des Erweiterten Senats 

spätestens vier Wochen vor dem Wahlgang 

festgelegt und hochschulöffentlich bekannt 

gemacht.  

 

 

§ 46 

Wahl 

Gewählt als Beauftragte oder Beauftragter für 

Diversität der Hochschule ist, wer die 

Stimmen der Mehrheit der wahlberechtigten 

anwesenden Mitglieder des Erweiterten 

Senats erhält. § 32 Abs. 4 Satz 2-4 gelten 

entsprechend 

 

 

§ 47 

Wahl der Stellvertreterin bzw. Stellvertreter 

Die oder der Beauftragte für Diversität der 

Hochschule schlägt der Wahlkommission des 

Erweiterten Senats ihre Stellvertreterin bzw. 

Stellvertreter vor. Die Wahlkommission berät 

den Vorschlag und legt ihn dem Erweiterten 
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Senat zur Wahl vor. Gewählt ist, wer die 

Stimmen der Mehrheit der anwesenden 

Mitglieder des Erweiterten Senats erhält. 

§ 32 Abs. 4 Satz 2-4 gelten entsprechend 

 

§ 48 

Ausscheiden 

Scheidet die oder der Beauftragte für 

Diversität der Hochschule aus dem Amt, so 

ist unverzüglich das Verfahren zur Wahl mit 

dem Ziel der Wiederbesetzung dieser Stelle 

einzuleiten. 

 

 

Sechster Abschnitt- Übergangsvorschriften 

 

 

§ 49 

(1) Das Wahlverfahren zum Erweiterten 

Senat der Hochschule ist mit Inkrafttreten 

dieser Wahlordnung sofort, spätestens bis 

zum 28.02.2017 einzuleiten. Die Amtsperiode 

des Erweiterten Senats wird in der 1. 

Amtsperiode vom 01.05.2017 – 31.07.2018 

festgelegt. Künftige Amtsperioden beginnen 

ab 01.08. des betreffenden Jahres. 

 

(2) Die Amtsperiode des für die Wahlperiode 

01.09.2016 – 31.08.2018 gewählten Senats 

der Hochschule endet unter der Bedingung, 

dass die Wahl zum Erweiterten Senat vor 

diesem Termin stattgefunden hat und 

rechtsgültig ist,  zum 30.04.2017. 

 

 

Siebenter Abschnitt – Schlussvorschriften 

 

 

§ 50 

Bestimmung von Fristen 

(1) Auf die Berechnung der in dieser Wahl-

ordnung genannten Fristen finden die 

§§ 186-193 BGB entsprechende 

Anwendung. 

 

(2) Bei der Berechnung der Fristen muss die 

vorlesungsfreie Zeit unberücksichtigt 

bleiben. 

 

 

§ 51 

Vernichtung von Wahlunterlagen 

Die Wahlunterlagen, mit Ausnahme der 

Wahlniederschriften, müssen 1 Monat nach 

der Wahl vernichtet werden, falls sie nicht für 

ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren 

von Bedeutung sind, sonst nach Ablauf des 

Wahlprüfungsverfahrens. 

 

 

§ 52 

Inkrafttreten 

Diese Wahlordnung tritt am Tage nach ihrer 

Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt 

die Wahlordnung der Fachhochschule 

Flensburg vom 14. April 2008 (NBl. MWV 

Schl.-H., Nr. 3/2008, S. 127) außer Kraft. 

 

 

Flensburg, 25. November 2016 

 

 

Prof. Dr. Ing. Holger Watter  

 

Präsidium der Hochschule Flensburg 

- Der Präsident - 

 

 


